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Der Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts und die Osterweiterung 
der Europäischen Union - Eine 
Einführung 

I. Der Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts

Mit dem Aufbau eines Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, 
der auch das Gebiet zukünftiger Mitgliedstaaten umfassen soll, hat sich die 
Europäische Union ein neues und weitreichendes Ziel gesetzt. 

1. Die Textgrundlagen

Nach der Präambel des EUV in der Amsterdamer Fassung sind die Ver­
tragsparteien „entschlossen, die Freizügigkeit unter gleichzeitiger Gewähr­
leistung der Sicherheit ihrer Bürger durch den Aufbau eines Raumes der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts nach Maßgabe der Bestimmungen 
dieses Vertrages zu fordern"; zu den Zielen der Union gehören gern. 
Art. 2 EUV „die Erhaltung und Weiterentwicklung der Union als Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, in dem in Verbindung mit geeigne­
ten Maßnahmen in bezug auf die Kontrollen an den Außengrenzen, das 
Asyl, die Einwanderung sowie die Verhütung und Bekämpfung der Krimi­
nalität der freie Personenverkehr gewährleistet ist"; nach Art. 29 EUV ver­
folgt die Union „unbeschadet der Befugnisse der Europäischen Gemein­
schaft [ ... ) das Ziel, den Bürgern in einem Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts ein hohes Maß an Sicherheit zu bieten, indem sie ein ge­
meinsames Vorgehen der Mitgliedstaaten im Bereich der polizeilichen und 
justitiellen Zusammenarbeit in Strafsachen entwickelt sowie Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit verhütet und bekämpft"; und gern. Art. 61 EGV er­
lässt der Rat „zum schrimveisen Aufbau eines Raumes der Freiheit, der Si­
cherheit und des Rechts" eine Reihe von näher bezeichneten Maßnahmen 
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zur Gewährleisrung des freien Personenverkehrs, zur Koncrolle an den 
Außengrenzen der Union, zu Asyl, Einwanderung und zum Schutz der 
Rechi:e von Drittstaatsangehörigen, zur justiciellen Zusammenarbeit in Zivil­
sachen und zur Zusammenarbeit der Verwalcungen in diesen Bereichen so­
wie zur polizeilichen und justitiellen Zusammenarbeit in Strafsachen, die 
ihreneits nach Art. 29 EUV auch die Zusammenarbeit der nationalen Poli­
zei- und Justizbehörden mit Europol und - seit dem Vertrag von Nizza -
Eurojust1 und die Annäherung der Strafvorschriften umfasst. 

2. Der Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts als
Gesamtkonzept

Der Amsterdamer Vertrag hat die bisherige Zusammenarbeit in den Berei­
chen Justiz und Inneres in wesentlichen Teilen vergemeinschaftet, neue 
KomJetenzen und Entscheidungsverfahren eingeführt, die Rolle von Kom­
missi,Jn, Parlament und Gerichtshof auch in der verbliebenen dritten Säule 
etwas gestärkt und über das Sehengen-Protokoll die Verwandlung des 
Sehengen-Besitzstandes in Unions- und Gemeinschaftsrecht ermöglicht. 2 

Der neue, auf EUV, EGV und Sehengen-Protokoll verreilte Primärrechtsbe­
startd wird nun aber auch durch den Begriff des Raumes der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts zusammengebunden. Der Begriff ist neu, hat aber 

Are. 29 Abs. 2 2. Spiegelscrich, An. 31 Abs. 1 lic. a und Abs. 2 EUV i. d. F. des Vemages 
von 1\ izza, ABI. 2001 C 80/ l; vgl. auch die Erklärung zur Schlussakre zu An. 31 Abs. 2 
EUV, in der an die Schlussfolgerungen des Vorsk,es des Europäischen Races von Tampere 2u 
Eurojuc und an das mir der Gem<:insamen Maßnahme, ABI. 1998 L 191/4 eingerichcere 
Europiischc Juscizielle Nerz erinnere wird, mic dem Eurojusc nach Are. 31 Abs. 2 lic. c EUV 
i. d. F. von Nizza zusammenarbeicen soll; sowie den Beschluss des Races vom 14. 12. 2000
über die Einrichcung einer vorläufigen Scelle zur jusciziellen Zusammenarbeit, ABI. 2000 
L 324,'2. 
' Üliersichcen z.B. bei Thun-Hohmstein, Der Vertrag von Amsterdam (1997), 28 ff., 
Mü11.e,·-Graff, Justiz und l1rncres ,ia h Amsc.:rdnm, inrcgrarion 1997, 2 1: Hailbromurl 
Thiery, Amsterdam - ergt:mcin hnfrung der Sachbcrt:ichc freier Personcnvc.rkehr, l'u)•lrcch,
und Einwand rung sowie Überführung JtcS Schengen-ßesir, .. mmds auf EU-Ebene, 
EuR 1998, 583: Epi,uy, Die Übernahme des „SchcAgen-l�esicmandes" in die Europäisd1t' 
Union, unJ 1\,/iil&r-Gra.ff, l11s1itmiondle 1t11d 1n.m:.riellc Ncucrungt:n in dt:r Zu·sammcnMbcic 
in den Bereichen Jusci2. und lnners, beide in: Hummer (Hrsg.), Die Europäische Union nach
dem Vertrag von Amscerdam (1998) 103 und 259; Röben, in: Grabicz/Hilf (Hrsg.), Das
Reche der Europäischen Union (Ergänzungslieferung 13, 1999), Vor Art. 29 EUV; Hailbron­
ner/Weil (Hrsg.), Von Sehengen nach Amscerdam (1999); Brechm,mn, in: Calllies/Rufferr
(Hrsg.), Kommemar des Vercrages über die Europäische Union und des Vemages zur 
Grünc.ung der Europäischen Gemeinschafr (1999), An. 29 ff. EUV, Arr. 61 ff. EGV; Böse 
und Wiedmann, in: Schwarze (Hrsg.), EU-Kommenrar (2000), An. 29 ff. EUV und 
Art 61 ff. EGV. 

Der Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 19 

ein Vorbild. Was der „Binnenmarkt" der Einheitlichen Europäischen Akte 
für den Gemeinsamen Markt, ist der „Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts" für die bisherigen Bereiche „Justiz und Inneres" und „Sehen­
gen": Der Begriff steht für neuen Schwung, neue Handlungsmöglichkeiten, 
die Bündelung und Beschleunigung von Vertiefungsansrrengungen und ihre 
Zusammenfassung zu einem Gesamtkonzept. Der „Raum" ist nicht nur ein 
„Fang- und Zielwort politischer Rhetorik"', sondern bezeichnet tatsächlich 
ein „Sachbereiche übergreifendes zielleitendes Konzept"'. Das zeigt sich in 
der weitgehenden Parallelität von Art. 14 und 61 EGV, aber auch in der 
planvollen Wahrnehmung der neuen Möglichkeiten durch die Organe der 
EU, wie sie u. a. im Aktionsplan von Rat und Kommission5, in den umfas­
senden Beschlüssen beim Sondertreffen des Europäischen Rates in Tampere 
im Oktober 19996 und im „Fortschrittsanzeiger" der Kommission7 zum Aus­
druck komme. Nach der Einleitung der Schlussfolgerungen des Vorsitzes des 
Europäischen Rates von T ampere wird der Raum der Freiheit, der Sicher­
heit und des Rechts „ein absolut prioritärer Punkt der politischen Agenda 
sein und auch bleiben".' 

Ob der - in den Vernägen selbst ja nicht definierte - Begriff in jeder Hin­
sicht gelungen ist, darüber lässt sich sicherlich streiten. Die „Freiheit" wird 
nämlich durch die unter dem neuen Titel zusammengefassten Maßnahmen 
nicht erst hergestellt, sondern von ihnen im wesentlichen vorausgesetzt: Die 
wirtschaftsakzessorische Personenverkehrsfreiheit war schon immer Teil des 
Binnenmarktes, und die wircschaftsunabhängige Reise- und Aufenthaltsfrei-

Mül/er-Graff, Neuerungen (Fn. 2) 265. 
Röben (Fn. 2) Rz 5. 

' Akrlonspl:u1 da R res und i.ler Kommission zur bescmöglichcn Um5erzung i.ler Bestim­
mungen des Alru,:erdamer enmg,; über i.lcn Aufbau t:im,s R, umc., der Freiheit, dcr Sicher· 
hdt und Jcs Rcclm. ABI. l 999 C. 1911; gtllilligr vom E.uropäischen Rat i11 Wicn im Dezem­
ber 1998 (_ d1h,ssfo!gerungen des Vorsiczcs r. 83). Die Schlu&!.fol�crungcn dcr T,igung.:n 
<lcs Europ:üsd1en Rates dl!f lcrzrcn Jahre sin<l :i:ugä.nglid1 übe, 
lurp:// u,:.t:u.in r/ dc/ Info/ curocuuncil/index,h rm. 
' Fast alle ScLlussfolgerungcn des Vorsitzes sin<l d.:.m Raum der Freiheit, der icherheir 
und des Re hcs gcwidmec. 

Anzeiger der Fnn:sd1ri1cc bei ,ier Sch:iffung eines „Raumes dt:r Frcilie.ir, der icherheit 
und !es Rechrs" in der Europ:füchen Union, Miue.ilung der Kommission an den Rar undtb.s 
europäische Parlnm nr vom 2 . 2. 2000. KOM (2000) 167 enJg.; lcme Akru. lisi,:rung vom 
30. 11. 2000, KOM (2000) 782 cnJg.; zugänglich übe1 hnp://www.cu-komm.ission.de.- unrer 
.Dokumenrarion". Der • .Anzeiger" biere, eine gure Übersichi iiber dcn Grumhnsarz, die i•er­
,d1icdenen Bereiche w1d vi,;1wirklichr"n und laufc11i.le Vqrhaben des Raumes der l'rcihcit, der 
Sicherheit uni.l d.:s Rechrs. ' Vgl. auch die Schlußfolgerungen des Vorsitzes zum Europäischen Rac von Feira im Juni 
2000 (Nr. 51) und von Nizza im Oe2.ember 2000 (Nr. 47 ff.). 
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heir der EU-Bürger ergibr sich seit Maasrrichr aus der Unionsbürgerschaft. 
Diei:e Freiheiren werden allerdings in mehrfacher Hinsichr durch Maßnah­
men ergänze, die zwar selbst in der Sache nicht alle neu sind, aber nunmehr 
unter den neuen Titel fallen: durch die Ausweitung der Personenverkehrs­
freiheit innerhalb der EU auf Drittstaatsangehörige, die sich nicht auf den 
Angehörigenstams zu einem EU-Bürger oder ein Assoziationsabkommen be­
rufe11 können (Art. 62 Nr. 3, Art. 63 Nr. 4 EGV), durch die Abschaffung 
der Personenkontrollen an den Binnengrenzen für EU-Bürger und Dritt­
sraa1sangehörige (Are. 62 Nr. 1 EGV), und durch Regelungen über den Zu­
gang zu diesem Freiheitsraum, also über Visa, Asyl und Einwanderung 
(Are. 62 Nr. 2 lic. b, Are. 63 Nr. 1-3 EGV). 

Im Mittelpunkt steht aber nicht die Freiheit selbst, sondern ihr Schurz, 
und damit die Sicherheit, was sich vor allem im Titel V1 EUV über die poli­
zeili :he und justitielle Zusammenarbeit in Strafsachen und den Vorschriften 
des EGV über die Kontrolle an den Außengrenzen (Art. 62 Nr. 2 lic. a) nie­
derschlägt. Sicherheitsmaßnahmen verlangen ihrerseits wieder die Beach­
tung der Freiheit, nun aber nicht mehr so sehr der ökonomischen Freiheit 
des Binnenmarktes, sondern der grundrechtlichen Freiheiten und Garan­
tien, z.B. des Datenschutzes bei der grenzüberschreitenden Informations­
übermittlung und -verwertung. 

· Das Recht schließlich spielt eine zweifache Rolle: Allgemein ist es Instru­
mer.t zur Freiheitsgewährung und -sicherung, konkret soll der grenzüber­
schreitende Zugang der Bürger zum Recht durch die justicielle Zusammen­
arbeit in Zivilsachen erleichtert werden (Art. 65 EGV). Rat und Kommis­
sion versuchen in ihrem Aktionsplan9

, die drei Elemente unter Betonung des 
Schutzauftrages der Union und der Mitgliedstaaten zu einem „umfassenden 
Freiheitsbegriff" zusammenzufassen, der freilich etwas vag bleibt. Unbe­
streitbar ist aber der sehr intensive Zusammenhang der drei Elemente, und 
die Reinheit des Begriffs und die Zuordnung der einzelnen Maßnahmen zu 
sein::n Elementen haben letztlich auch keine rechtliche Bedeutung. 

3. Der Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und der
Binnenmarkt

Nich.c ganz einfach ist auch das Verhälmis des Raumes der Freiheit, der Si­
cherheit und des Rechts zum Binnenmarkt zu bestimmen. Hilfreich kann 

Pn. 5, Teil I, Nr. 5 ff.; ähnlich der Europäische Rar von Tampere. 
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dabei sein, die entwicklungsgeschichtliche Perspektive und die Betrachtung 
des Raumes als Kompetenzbündel oder als Gesamtziel zu unterscheiden. 

Entwicklungsgeschichtlich folgt der Raum der Logik des Binnenmarktes. 10 

Wenn der Binnenmarkt ein „Raum ohne Binnengrenzen" sein soll (Art. 14 
Abs. 2 EGV), müssen die Personenkoncrollen an diesen Grenzen abgeschafft 
werden. Ohne diese Kontrollen kann nicht mehr zwischen EU-Bürgern und 
Drittstaatsangehörigen unterschieden werden, so dass letztere unabhängig 
von ihrem rechtlichen Stams de facto Reisefreiheit innerhalb der Union ge­
nießen, und gleichzeitig entfällt ein Instrument zur Gewährleistung der in­
neren Sicherheit. Daher werden die Kontrolle an den Außengrenzen, die Re­
gelung des Zugangs in das Gebiet der Union und die Kriminalitätsbekämp­
fung Aufgaben, die jeder Mitgliedstaat zugleich auch für die anderen Partner 
erfüllen muss. Gleichzeitig erhöht sich im Binnenmarkt die Zahl grenzüber­
schreitender Streitigkeiten, was Erleichterungen u. a. bei der Zustellung, der 
Verfahrensführung und der Anerkennung und Vollstreckung von zivilrecht­
lichen Urteilen und eine bessere Abgrenzung der Zuständigkeiten verlangt. 11 

Dieser Zusammenhang lag der Vorgeschichte und der gesamten Entwick­
lung der früheren Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres und 
des Sehengen-Prozesses zugrunde, und er bestimmt immer noch den Kern 
des neuen Raumes: Ohne Binnenmarkt gäbe es ihn nicht. 

Doch als Stimme von Kompetenzen betrachtet, hat sich der Raum der Frei­
heit, der Sicherheit und des Rechts mit dem Amsterdamer Vertrag soweit 
verfestigt und ausgedehnt, dass er nicht mehr nur als Bündel von „flankie­
renden Maßnahmen" verstanden werden kann. Abgesehen davon, dass es 
schon seit Maastricht nicht um die Flankierung eines bloßen Wirtschaftsrau­
mes, sondern eines Lebensraumes der Unionsbürger gehe, sind die Bekämp­
fung von Kriminalität, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit sowie die Asyl­
und die Einwanderungspolitik und die Regelung der Reise- und Aufent­
haltsfreiheit von Drittstaatsangehörigen zu gemeinsamen Politikfeldern auch 
aus eigenem Recht geworden. Das zeige auch die Unterscheidung von Bin­
nenmarktelementen sowie von binnenmarktbezogenen (,,flankierenden") 
und anderen Maßnahmen in Art. 61 EGV12

: Binnenmarktelement ist die 
Abschaffung der Personenkontrollen nach Art 62 Nr. 1 EGV; für die Berei-

10 Z. B. Mül/er-Grajf, Neuerungen (Fn. 2), 260 und passim. 
11 Zu den Alremativen und Grenzen dieses Modells z.B. Stein, Sysrembildung durch privar­
anronome Rechrsserzung und ihre Grenzen im Europäischen Binnenmarkr, in: Grundmann 
(Hrsg.), Sysrembildung und Syscemlücken in Kerngebiecen des Europäischen Privacrechcs 
(2000), 669. 
" Vgl. Röben (Fn. 2) An. 61 EGV, Rz. 8 ff.
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ehe Asyl, Einwanderung, Rechte von Drittstaatsangehörigen und Kriminali­
tätsbekämpfung sieht Art. 61 EGV sowohl binnenmarktbezogene als auch 
andere Maßnahmen vor; rein binnenmarktakzessorisch bleibt nur die justi­
tiellc Zusammenarbeit in Zivilsachen nach Art. 65 EGV; die Verhütung 
und Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit und Rassismus hat nach dem 
T ex1 des Art. 29 EUV dagegen gar keinen Binnenmarktbezug. Die Maßnah­
men unter dem Titel des Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 
setze:n den Binnenmarkt also voraus und verstärken und ergänzen ihn, 
erschöpfen sich aber nicht darin. 

Als Gesamtziel schließlich umfasst der Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts mehr als das unter diesem Titel zugefasste Kompetenzbündel: 
Vollständig ist er nur, wenn er auch den Binnenmarkt und die Grundrechte 
integriert. Hier kippt dann die Entwicklung: Aus einem wirrschaftsakzessori­
schen Bündel von Einzelbefugnissen wird ein Konzept umfassender Staat­
lichkeit, in dem die Wirtschaft nur mehr eine Komponente darstellt. Das ist 
für die Zukunft der Union und ihres Selbstverständnisses langfristig mögli­
cherweise der wichtigste Punkt. 

4. Der Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts als komplexes
Gebilde

Der Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts ist freilich kein homo­
gener Block, sondern ein äußerst komplexes Gebilde. Das liegt zum Teil an 
der Sache selbst, weil sie Rechtsangleichungsmaßnahmen, die Zusammenar­
beit mitgliedstaarlicher Stellen, die Schaffung europäischer Behörden und 
Regdungen zur Finanzierung und zur Vertrerung nach außen umfasst, zu 
einem guten Teil aber auch an den Kompromissen, die geschlossen werden 
mussten, um den Mitgliedstaaten die Zustimmung zur Übertragung von 
Hoheirsrechten aus dem Kernbereich staatlicher Souveränität zu ermögli­
chen. Die Komplexität hat räumliche, zeitliche und rechtliche Aspekte. 

Räumlich entsteht Komplexität durch die teilweise Nichtteilnahme Irlands 
und des Vereinigten Königreiches und den Sonderstarus Dänemarks einer­
seits,13 und durch die Einbeziehung von Island und Norwegen andererseits 14. 

" f,rc. 69 EGV und die dorc angefuhrcen Prorokolle sowie das Schengen-Prorokoll. '' Luxemburger Übereinkommen vom 19. 12. 1996 zwischen den Schengen-S1aa1en und
Island und Norwegen, Texr abgedruck1 bei Ta;ch,ur, Sehengen: Die Übereinkommen zum 
Abbrn der Personenkonrrollen an den Binnengrenzen von EU-Sraacen (1997), 138-144; 
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Dazu kommt die Möglichkeit einer verstärkten Zusammenarbeit einiger 
Mitgliedstaaten unter den etwas erleichterten Bestimmungen des Vertrags 
von Nizza. 15 

Zeitlich ist der Großteil der neuen Vorschriften als Übergangsrecht konzi­
piert: Das zeigen die Regelungen über die Einbeziehung und Zuordnung des 
Schengen-Besitzstandes'6, die Einstiegs-Klauseln für die nichtreilnehmenden 
\1itgliedstaaten 17

, die Fristen beim „schrittweisen Aufbau" des Raumes der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts'", die für einen „Übergangszeitraum" 
angeordneten Beschlussmodaliräcen des Are. 67 EGV (auch in der Fassung 
von Nizza)'9, die Möglichkeit der Mitgliedstaaten zur Anerkennung der Zu­
ständigkeit des EuGH nach Art. 35 Abs. 2 EUV und die Ermächtigung der 
Vergemeinschaftung der polizeilichen und justitiellen Zusammenarbeit 111 

Strafsachen aufgrund eines Ratsbeschlusses gern. Art 42 EUV. 

Rechtlich komplex ist der Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, 
von den genannten Sonderregelungen abgesehen, schon wegen seiner säu­
lenübergreifenden Natur, die besonders in Arr 61 EGV zum Ausdruck 
kommt. Das hat u. a. zur Folge, dass je nach Sachbereich völkerrechtliche, 
unionsrechdiche und gemeinschafrsrechtliche Handlungsformen genutzt, 
mangels eines geschlossenen Katalogs von Handlungsformen aber auch 

Are. 6 Schengen-Procokoll; übereinkommen vom 17. 5. 1999 zwischen dem Rac der Euro­
päischen 11il.l11 und Jer Republik Island unJ dem Königreich Norwegen über die Assozi­
ierung da beiden lec-tcgenanncen Staaren bei der Umsllaung, Anwencl,mg und Enrwicklung 
des Schengcn-Bc:siusl3ndes, ABI. 1999 L 176/35. 
" Are. 0, Oa, 406 EUV und Are. 11, 11 a EG i. d. F. des Vcnragccs von Niz;,.a • Fn 1) 
IG .. 

\ • ' 

Are. 2 Sdw1g<:n-Pt'orokoll und c.lic: .wf Jie.ser Gruncfügc gJ�rcn Be.. hlüsse tb Rares 
vom 20.5.1999, ABI. 1999 L 176/1, 17. 
,, · .. "."rc._4 Schengen-Prowkoll; Are. 3 und 4 Prowkoll über die Position des Vereinigten
Komgmchs und Irlands; Are. 5 und 7 Procokoll über die Posirion Dänemarks. Zur 
Anwendung und illren chwie.rigkcicca vgl. den Beschluss des Rares zum Ancrag des 
Vercinii,'tcn Königreichs Großbritannien und Nordirland, einzelne Bestimmungen des 
Schcngen-Besirucandes auf sie anzuwenden, Aßl. 2000 L 131/43. 
" An. 61 ff. EG (mit dem erweis von Are. 61 lic. a EGV auf Arr. 31 lic. e EUV) und 
Arr. 30 Abs. 2 EUY. 
19 Im Verccag von Nizza (Fn. !) wurde dem Are. 67 EGV ein Abs. 5 angefügt, der nun für 
bescimmre Bereiche und zum Teil bedinge durch den vorherigen Erlass von Gemeinschafcs­
vorschrifcen das Micencscheidungsverfahren vorsiehe; zugleich ist in einem Protokoll dazu für 
die Maßnahmen nad1Arc. 66 ECV ab 1. 5. '.WO c.lie E/Hsthc:idung des Ihres mic quulifi·,icr­
l<:r Mchrl1d1 attf orschlag der Kommission und nach Anhörung <les l'arlamcms wreinbarl 
worden; unJ in einer .Erklärung wr Sd,lussakrc: haben sich die Vcrrragsparreic:11 dar:iuf vcr­
standigr, dass Rar auf de, rund.lagt:: des Arr. 6 Abs. 2 2. Sp1cgdsrrich weirere Bereiche, z. T. 
_b 1. 5. 20�4, l. T, nach c:iner Einigung übtcr Grundsar,fr:igen, in d,i; Mirc:mschciclungsver­
tahren übertührcn wird. 
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sonstige Akte erlassen werden können. Die dafür vorgesehenen Verfahren 
unterscheiden sich je nach Materie und weichen in Mehrheitserfordernissen 
sowii: Beteiligung von Kommission und Parlament und Kontrolle durch den 
EuGH auch im Bereich des EGV von den üblichen gemeinschaftsrechtli­
chen Modellen ab. Der acquis des Raumes der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts besteht aber nicht nur aus diesen neu zu erlassenden Akten, son­
dern auch aus dem ehemaligen Sehengen-Besitzstand, dessen Bestandteile 
inzwischen zwar den neuen Rechtsgrundlagen, nicht aber bestimmten 
Handlungsformen zugeordnet wurden, und den unter dem alcen Titel VI 
EUV - zum Teil in nicht mehr existierenden Handlungsformen - ergange­
nen Akten. Dazu kommen einschlägige völkerrechtliche Abkommen (z. B. 
im Rahmen des Europarates oder der Vereinten Nationen), die nicht nur 
den EU-Mitgliedstaaten offen stehen, aber einen spezifischen Zusammen­
hang zu Fragen des Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts auf­
weisen,'0 sowie bilaterale Abkommen, z.T. auch mit Drittstaaten". Dass dies 
keine einfach zu durchschauende Rechtslage ergibt und vielfache Abgren­
zung!:- und Überleitungsfragen nach sich zieht, liegt auf der Hand. 

Die Transparenz des Rechtsmaterials selbst hat sich allerdings etwas 
verbessert: Schon 1995 hatte der Rat die Veröffentlichung seiner in den 
Bereichen Asyl und Einwanderung seit dem Inkrafttreten des Verrrages von 
Maastricht erlassenen Akte beschlossen." Nach der Erklärung Nr. 9 zur 
Schlussakte des Amsterdamer Verrrages werden die Initiativen zu Art. 34 
Abs. :z. EUV und die vom Rat darauf beschlossenen Maßnahmen veröffent­
licht. Der Sehengen-Besitzstand wurde aufgrund von Art. l Abs. 2 des Rats­
beschlusses vom 20. 5. 199923 mit einigen Ausnahmen ebenfalls publiziert." 
Probleme gibt es aber noch bei Abkommen, die der Rat im Rahmen der frü­
heren Europäischen Politischen Zusammenarbeit, nach dem alten Art. K 3 
oder nunmehr nach Art. 34 Abs. 2 lit. d EUV ausgearbeitet und den Mit­
gliedi taaten zur Ratifikarion empfohlen hat: Auch wenn der Text - was bei 

" Z. B. die Genfer Flüchdingskonvemion. Zum „Vercragschaos" im scrafrechrlichen 
Bereich Lagodny, in diesem Band, und Schomburg, Jmernarionale venragliche Redmhilfe in 
Scrafsachen, NJW 1999, 550; 2000, 340. 
" Yi;i. ·z. B. Cremer, Der grenzüberschreirende Einsarz von Polizeibeamcen nach dem 
deursc:1-schweizerischen Polizeivemag: ein Vorbild für die Kooperarion der Mirgliedsraacen 
der Europäischen Union auf dem Gebiec der Verbrechensbekämpfung?, ZaöRV 2000, 103. 
" Afll. 1996 C 274/1; Unveröffendichc sind aber nach wie vor z.B., die Londoner Resolu­
cionen über offensichclich unbegründece Asylamräge, sichere Herkunfrsscaaren und sichere 
Driccsraaten von 1992, zu ihnen R. Hofinann, in diesem Band, Teil IV. 4. c). 
" AH1.1999Li76/1. 
24 AHI. 2000, L 234/1-473. 
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alten Abkommen nicht immer zutrifft - publiziert ist, stößt die Feststellung 
des lnkraftrretens und der Geltung über eine vorläufige oder vorzeitige An­
wendbarkeit zwischen den Unterzeichnerstaaten, auch wegen der Publika­
tionspraxis der Mitgliedstaaten, auf Schwierigkeiten.'·1 Das Recht auf Zu­
gang zu Dokumenten von Parlament, Rat und Kommission, das inzwischen 
durch Art. 255 EGV grundsätzlich primärrechtlich verankert wurde und 
sich gem. Art. 41 Abs. 1 EUV auch auf die polizeiliche und justitielle Zu­
sammenarbeit in Strafsachen erstreckt,26 ist dafür kein ausreichender Ersatz. 

II. Die Osterweiterung der Europäischen Union

In einem Punkt ist der Begriff des Raumes der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts ganz sicher gelungen: Die Erweiterung passt auf ihn wie angegos­
sen. Auch von den politischen Absichten her gibt es keine Probleme: Die 
vollständige Übernahme des einschlägigen acquis - einschließlich Schen­
gen 27 -, die von den Mitgliedstaaten und den Organen der EU erwartet 
wird, stößt auf keinen Widerspruch in den Beitrittsstaaten.2" Doch was be­
grifflich und politisch so leicht scheint, entpuppt sich bei der Umsetzung als 
ein schwieriges Unterfangen. Diese Schwierigkeiten hängen zum einen mit 
den Verhälmisren in den Beitrittsstaaten, zum anderen mir der angedeuteten 
Komplexität des Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Reclm zu­
sammen. 

l. Der allgemeine Rahmen

Wie die gesamte EU, so setzt auch der Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts eine funktionierende demokratische und rechtsstaatliche 
Struktur in den Mitgliedstaaten voraus. Die Beitrittsländer Mittel- und Osr­
europas mussten diese Struktur nach dem Zusammenbruch des sozialisti-

" Vgl. zum scrafrechclichen Bereich Schomburg (Fn. 20), NJW 1999, 550; 2000, 341. Nach
wie vor nichc offiziell publiziere isc z.B. das Übereinkommen zur Befreiung von Urkunden 
von der Legalisarion in den Micgliedscaaren der Europäischen Gemeinschafcen vom 
25. Mai 1987." Vgl. auch EuG R,;, T-174/95, Svenska Journaliscforbundec, Slg. 1998 ll-2289. 
" Vgl. Are. 8 Sche;ngen-Procokoll. 
" Weder Polen Md\ die T$chechi,che Republik ha( in den Beicriccsverhandlungen 
Wünsche nach Ausnnhmcn oder Übergangsbescimmungen angemeldec: Czap/inski und M. 
Hofinann, in diesem Band. 
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sehen Systems erst neu aufbauen, zugleich aber auch eine fundamentale 
wirrs,:hafrliche Transformation bewältigen. Diese doppelte Aufgabe macht 
den Beitritt der mittel- und osteuropäischen Länder zur EU schwieriger als 
frühere Beitritre, und auf die Erfahrungen früherer Erweiterungen kann nur 
beschänkt zurückgegriffen werden. Viele Länder haben beim Umbau zu 
Demokratie und Rechtsstaat erhebliche Erfolge erzielt, die auch von der EU 
1998 und 2000 durch die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit den 
Ländern der sogenannten „Luxemburg-" und „Helsinki-Gruppe" anerkannt 
wurden. Allerdings geht es nicht nur um eine neue Verfassung, eine rechts­
sraatliche Gesetzgebung und eine demokratische Regierung, sondern auch 
und gerade um die effiziente Umsetzung dieser Vorgaben in der täglichen 
Praxi, von Verwaltung und Justiz besonders auf den unteren Ebenen" und 
ihre Absicherung durch eine an diesen Werten orienrierte Zivilgesellschaft. 
Dies{: Ziele erfordern eine jahrelange und konsequente Aufbauarbeit, die 
unter finanziell und personell schwierigen Umständen vor allem große Aus­
und Weiterbildungsanstrengungen umfassen muss und im Prinzip über­
haup: kein Ende hat. 

Die EU hat sich zunächst, vor allem im Rahmen des PHARE-Programms3°, 
auf Hilfestellungen zur wirrschafdichen Transformation konzenrriert. Auch 
die in der ersten Hälfte der 90er Jahre abgeschlossenen Europaabkommen 
mit den (späteren) Beitrirtsstaaten31 hatten ihren Schwerpunkt im wirt­
schaf:lichen Bereich und vermieden noch Fesdegungen der EG und ihrer 
Micgliedsraaten zum Beitritt. Mit der prinzipiellen Beitrittszusage durch den 
Europäischen Rar von Kopenhagen 199332 änderte sich die Grundsituation 
und damit auch die Funktion der Europaabkommen und der finanziellen 

" Vgl. dazu z. B. die Schlussfolgerungen des Vorsirzes des Europäischen Rares in Madrid 
(Teil II. A.), Feira (Nr. 16) und Nizza (Nr. 7); sowie das im November 2000 von der Kom­
missio� vorgelegce „Scracegiepapier zur Erweirerung. Berichc über die Forcschricce jedes Be­
werbedandes auf dem Weg zum Beicrirr" (zugänglich über 
hrcp:/ / europa.eu. inr/ comm/ enlargemen c). 
" VO 3906/89/EWG, zulem i. d. F. VO 2666/2000/EG; vgl. auch den Beschlüsse des 
Rares ')3/696/EG, 97/256/EG und 2000/24/EG über Garanrieleisrnngen der Gemeinschafr 
für etwaige Verlusre der Eurnpäischen lnvesricionsbank aus Darlehen für Vorhaben u. a. in 
Mincl- und Osreuropa sowie den Beschluss des Rares der Gouverneure der Europäischen ln­
vescirionsbank 98/C 116/09 (ABI. 1998 C 116/10) über die Einrichrnng einer (nichc durch 
die Gemeinschafr garanciercen) Vor-Beicricrs-Fazilicär. 
31 Polen: ABI. 1993 L 348/ l; Tschechische Republik ABI. 1994 L 360/ l (jeweils mir nach­
folgenden Änderungen). Vor lnkrafmecen der (gemischcen) Abkommen galren nur von den 
EG mir den Parmerländern abgeschlossene lnrerimsabkommen. 
" Sölussfolgerungen des Vorsitzes Nr.113, Bullerin EG 6-1993,13. 
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Hilfsprogramme, und das Weißbuch der Kommission von 199533 gab den 
Kandidatenländern erstmals Anleitungen für konkrete Vorbereitungen (und 
auch einen Eindruck von der Größe der Aufgabe). Doch es dauerte vom Es­
sener Treffen des Europäischen Races34 noch bis zur Umsetzung der Agenda 
2000

35 Ende der 90er Jahre, bis die EU zu einer konzentrierten und einiger­
maßen kohärenten Beitrittsvorbereitungsstrategie gefunden hatte, die die vor­
handenen Instrumente beitrittsbezogen nutzt, neue hinzufügt und mit den 
Beitrittsverhandlungen verknüpft.36 

Den Kern dieser Strategie bilden nunmehr die Beitrittspartnerschaften, trotz 
ihrer Bezeichnung rechtlich einseitige Beschlüsse des Rates der EU zur län­
derspezifischen Festsetzung der Grundsätze, kurz- und mittelfristige Priori­
täten und Bedingungen der Beitrittsvorbereitung,37 die dann von den Kandi­
datenländern nach den Vorgaben von Nationalen Pläne für die Übernahme 
des acquis umgesetzt werden sollen.38 An den Prioritäten der Beitrittspartner­
schaften und der Nationalen Pläne orientiert sich dann auch die - rechtlich 
von der EU wiederum autonom zu enrscheidende - Hilfeleistung über das 
PHARE-Programm (und seit 2000 auch über die den EG-Kohäsionsfonds 
und dem Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft ähneln­
den Sonderprogramme ISPA und SAPARD39

); auf diese Weise soll der viel­
fach festgestellten Ineffizienz des Beratertourismus und der Verschwendung 

d40 
• 

von Gel begegnet werden. Der Aufbau eines den Anforderungen der Mit-

" Vorbereitung der assoziierren Scaacen Miccel- und Osceuropas auf die lnregrarion in den 
Binnenmarkt der Union, KOM (1995) 163 endg. 
" Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Teil Außenbeziehungen der EU, Punkc 1, und An­
hang IV (Berichc des Rares an den Europäischen Rar über die Srracegie zur Vorbereitung des 
Beicricces der assoziierren MOEL). 
" KOM (97) 2000 endg.
36 Die wesenclichen polirischen Emscheidungen rraf der Europäische Rar von Luxemburg 
im Dezember 1997: Schlussfolgerungen des Vorsirzes Nr. 13 ff. Eine akcuclle Übersiehe gibt 
das „Scraregiepapier" der Kommission (Fn. 29) 11 ff. 
37 Polen: Beschlüsse des Rares 98/260/EG (ABI. 1998 L 121/6) und 1999/851 /EG (ABI. 
l 999 L 335/8); Tschechische Republik: Beschlüsse des Rares 98/268/EG (ABI. 1998 L
121/46) und 1999/858/EG (ABI. 1999 L 335/55); Rechcsgrundlage dafür: VO 622/98/EG. 
" Die Nationalen Pläne für Polen und die Tschechische Republik sind z. B. über
www.ukie.gov.pl und www.euroskop.cz zugänglich.
39 ISPA - lnscrumenc for Srructural Policies for Pre-Accession; SAPARD - Special Acces­
sion Programme for Agriculture and Rural Developmenr; Grundlage: VO 1267/1999/EG 
und VO 1268/1999/EG; Durchführung: VO 2759/1999/EG, VO 2222/2000/EG; allgemei­
ne Grundsäcze und Koordinacion der Programme: VO 1266/1999/EG.
40 Vgl. dazu die Sonderberichce des Rechnungshofes und die Anrworren der Kommission zu 
verschiedenen Aspekcen des PHARE-Programmes: Sonderberichc 3/97, ABI. 1997 C 175/4; 
Sonderberichr 11/98, ABI. 1998 C 335/1; Sonderbericht 5/99, ABI. 2000 C 48/1; Sonder­
berichc 12/2000, ABI. 2000 C 350/1; sowie den Beirrag von Anagnost in diesem Band. 
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gliedschaft entsprechenden Verwaltungs- und Justizapparates, das sog. ,,in­
stirution building", ist nunmehr ein auch finanziell stärker dotierter Schwer­
punkt von PHARE.4

' bie Ergebnisse aller dieser Bemühungen werden in
,,Fo;•tschrittsberichten" der Kommission, einer Are Aktualisierung ihrer vor­
läufigen Stellungnahmen (,,avis") zu den Beitrittsanträgen,◄' bewertet. In die­
se Fortschrittsberichte fließen auch die Erfahrungen aus den Beitrittsver­

handlungen ein, u.a. aus der „analytischen Prüfung des Besitzstandes" 
(,,screening"), also dem systematischen Vergleich des acquis mit der Rechts­
lage in den Beitrittsstaaten, mit dem die Verhandlungen beginnen. Beirrins­
pannerschafren, die Ausrichtung der Hilfsprogramme und die Fortschrins­
berichte werden regelmäßig erneuert und aktualisiert. 

Mit der finanziellen Vorausschau für die Jahre 2000-2006,43 den Verrragsre­
forrnen von Nizza und der gleichzeitig erfolgten Festlegung einer gemeinsa­
men Verhandlungsposition der Mitgliedstaaten zur zukünftigen Vertretung 
der Beitrircsländer''4 in ihren Organen hat die EU auch die eigenen Voraus­
setzungen für eine Erweiterung verbessert. 

2. Die Osterweiterung des Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts

a) Die Einbeziehung der Bereiche Justiz und Inneres in die
Beitrittsvorbereitungen

J ust:iz und Inneres wurden als Themen der Beitrittsvorbereitung erstmals im 
De;:ember 1994 vom Europäischen Rar in Essen angesprochen.'1 Die Kom­
mission ließ daraufhin einen Bericht über die Lage in <len Beitrittsländern 
erstellen, der 1995 vorgelegt wurde.4

G Erste länderübergreifende PHARE-

·' Schlussfolgerungen des Vorsiczes des Europäischen Rares von Luxemburg Nr. 18;
PHARE-Guiddines der Kommission gern. Are. 8 VO 3906/89/EWG, vgl. auch die ent­
spre:benden Fesdegungen in den Beicritrsparmerschafcen (Fn. 37). ' Fonschrimberichce und „avis" sind u. a. über hnp://europa.eu.inc/comm/enlacgemenc
zugänglich. " lncerinstilutionelle Vereinbarung :,;wischen Rar, Padamenc und Kommission, ABI. 1999
C J:12/1. 
.i� Venrag von Nizza (Fn. l)J 

Prorokoll über die Erweirerung der Union und Erklärung zur

Erweicerung der Europäischen Union für die Schlussakce der Konferenz. 
., S hhissfolg�rungcn (Fn. 3 ), Anhang IV, Teil VII. " .. Prcp:uing rbc Assuciaccd Countries of Cencral and Eascem Europe for membership of
ehe European Union: Juscice nd Horne Affairs - The Langdon Repon'", Commission Scaff 
Working Paper, SEC(96) 86, mir Anlage. 
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Programme liefen ab 1995, so ein Programm zur Modernisierung der Zoll­
verwaltungen, ein Programm für Justiz und Inneres mit Schwerpunkte 
Grenzsicherung, Asylrecht, Zuwanderung und polizeiliche Zusammenarbeit, 
und ein Programm zur Verwaltung der Ostgrenze der baltischen Staaten, das 
später auf Polen ausgedehnt wurde.47 Die Erweiterung des (heurigen) Rau­
mes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts spielt in den Beitrittspart­
nerschaften - und damit auch in den Nationalen Plänen und im PHARE­
Programm eine erhebliche Rolle und wird im „Screening" und in den Fort­
schrittsberichten unter dem alten Titel „Zusammenarbeit im Bereich Justiz 
und Inneres" als eigenes Kapitel behandelt. 

Zusätzlich zu den genannten Instrumenten gibt es noch eine, vom Rat unter 
Titel VI EUV erlassene „Vorbeitrittsvereinbarung über die Bekämpfung der 
organisierten Kriminalität zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union und den beitrinswilligen Ländern Mittel- und Osteuropas und Zy­
pern..➔, sowie einen, auf einer Gemeinsamen Maßnahme des Rates gern. Are. 
K. 3 ElN (i. d. F. von Maastricht) beruhenden „Mechanismus zur gemein­
samen Bewertung der Übernahme, Anwendung und effizienten Umsetzung
des Besitzstandes der Europäischen Union in den Bereichen Justiz und Inne­
res durch die Beirrittsländer".41 Dazu kommen noch Ausbildungs- und Aus­
tauschprogramme und viele Einzelmaßnahmen.� Nach den Vorstellungen
der Kommission sollen für das Kapitel Justiz und Inneres im zweiten Halb­
jahr 200 l ein gemeinsamer Standpunkt der Mitgliedstaaten festgelegt und
die Beitrittsverhandlungen vorläufig abgeschlossen werden.51 

Übersiehe in einer Gemeinsamen Amworc von Herrn Monci im Namen der Kommission 
auf eine schriftliche Anfrage im Europäischen Parlament, ABI. 1999 C 135/20, und in der 
von der Kommission 1999 herausgegebenen Broschüre „Enlargemenc Briefing - Juscice and 
Horne Affairs: Pce-Accession Assiscance". 
.., ABI. 1998 C 220/1: vgl. auch :,..8. den Rechcsakc des Rares zur Fesdegung der Bescim­
mungcn über die l!Xrernen lk2ichungen vu11 Europol zu Drimraacen und Nicht-EU-Srellen, 
ABI. 1999 C 26/ 19; und die Öffnung der Europäischen Polizeiakademie für Führungskräfte 
der Polizcidiens-rc der Bewerberländer durch An. 6 Abs. 3 des Beschlusses des Rares über die 
Errichrung der Europäischen Polizeiakademie, ABI. 2000 L 336/1." ABI. 1998 L 191/8.
" Vgl. z. B. die Gemeinsame Maßnahme becreffend die Festlegung eines Ausbildungs-, 
Auscausch- und Kooperationsprogramms in den Bereichen Asyl, Einwanderung und Über­
schreirung der Außengrenzen - ,.Odysseus", ABI. 1998 L 99/2, das auch die Zusammenarbeir 
mir den beicrimwilligen S caacen ausweiten und verscärken soll; oder den Beschluss des Schen­
gener Exekucivausschusses bezüglich der Weicergabe des Gemeinsamen Handbuches über die 
Koncrolle an den Außengrenzen an EU-Beicrimkandidacen, (Sch/com-ex(98) 35, 2. Rev.) 
ABI. 2000 L 239/202 . 
'' ,,Scracegiepapier" (Fn. 29) 34. Die erwas vorsichcigeren Schlussfolgerungen des Rares 
(Allgemeine Angelegenheicen) zum Scrategiepapier (l 3970/ 1/00 - zugänglich uncer 
hccp:/ /regiscer.concilium.eu.im) machce sich der Europäische Rac von Ni:,;za zu eigen 
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b) Einschlägige Schwerpunkte in den Beitrittsvorbereitungsinstrumenten

Worum es konkret geht, ergibt sich vor allem aus den Prioritäten der aktuel­
len B,,itrittspartnerschaften. 

Für Polen wurden im Bereich Justiz und Inneres folgende kurzfristige Prio­
ritäte1 für das Jahr 2000 festgelegt:52 

,,- Verabschiedung und Umsetzung einer integrierten behördenübergrei­
fonden Grenzüberwachungsstrategie unter besonderer Berücksichtigung 
des Mittelbedarfs für die Überwachung der Ostgrenze 

- Stärkung der nationalen Koordinierungsstelle für alle Durchsetzungsor­
E;ane auf gesamtstaatlicher, regionaler und kommunaler Ebene

- Ausbau der institutionellen Kapazität zur Bekämpfung der organisierten
Kriminalität und des Drogenhandels

- U mserzung eines Korruptions- und Betrugsbekämpfungsprogramms
(namentlich in Zoll, Polizei und Justiz)

- Ausbau der Kapazität zur Geldwäschebekämpfung
- Ratifizierung des Europaratsabkommens von 1990 über Geldwäsche

sowie Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung von Beträgen aus
Straftaten, des Europäischen Srrafrechtsübereinkommens über Korrup­
tion und des OECD-Übereinkommens über Bestechungsbekämpfung."

Als mittelfristige Prioritäten gelten: 
"- ..veitere Stärkung der Vollzugsbehörden und der Justiz (Personalstärke, 

Ausbildung und Ausrüstung) - vor allem in bezug auf Grenzkontrolle 
und illegale Einwanderung -, um eine volle Teilnahme am Schengener 
Informationssystem zu ermöglichen und den Kampf gegen organisierte 
Kriminalität, Drogenhandel und Korruption fortzusetzen; verbesserte 
Koordinierung zwischen den Vollzugsbehörden 

- weitere fortschreitende Angleichung der Visabestimmungen und der
Visapraxis an die der EU

- Stärkung der Mechanismen für die polizeiliche Zusammenarbeit mit
EUROPOL beim Vorgehen gegen organisierte Kriminalität (vor allem
Geldwäsche sowie Drogen- und Menschenhandel)

(Schlu:,sfolgerungen des Vorsirzes Nr. 5). Die Eröffnung der Verhandlungen zum Kapirel 
_lusriz und Inneres mir den sechs Ländern der „Luxemburg-Gruppe" im Mai 2000 war noch 
mir Mahnungen der Kommission und der Micgliedsraaren, v. a. Frankreichs, an die Beicrirrs­
länder verbunden; z.B. European Voice 11. 5. 2000, 5; Financial Times 18. 5. 2000, 2. 
52 Beirrirrsparmerschafr 2000, ABI. 1999 L 335/8, Grundverordnung: VO 622/98/EG, 
ABI. 1')98 L 85/1 
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- Angleichung der Rechtsvorschriften und Verwaltungskapazitäten zwecks
Anwendung des asyl- und einwanderungsrechtlichen gemeinschaftli­
chen Besitzstandes im Hinblick auf eine umfassende Zusammenarbeit
mit der EU

- Umsetzung einer integrierten Grenzüberwachungsstrategie."

Für die Tschechische Republik lauten die kurzfristigen Prioritäten wie folgt:'3 

,,- Stärkung der Grenzkontrolle und Gewährleistung der Koordination 
zwischen den betroffenen Diensten, um die uneingeschränkte Teil­
nahme am Sehengen-Informationssystem zu ermöglichen 

- Annahme von Rechtsvorschriften in den Bereichen Asyl und Ausländer;
Stärkung der Politik zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung

- Durchführung der Politik zur Bekämpfung der organisierten Kriminali­
tät, der Korruption (Rechtsvorschriften, Durchführungsstrukturen, aus­
reichendes, qualifiziertes Personal, bessere Zusammenarbeit zwischen
den Institutionen) und der Wirtschaftskriminalität; Ratifizierung des
OECD-Übereinkommens über die Bekämpfung der Bestechung,
Unterzeichnung des Europäischen Srrafrechtsübereinkommens zur Be­
kämpfung der Korruption

- Stärkung der Kapazitäten zur Bekämpfung der Geldwäsche."
Zu den mittelfristigen Prioritäten zählen: 

,,- weitere Verbesserung im Bereich der für die Durchsetzung der Rechts­
vorschriften zusrändigen Behörden und der Justiz (Mitarbeiterzahl, 
Ausbildung und Ausrüstung), Fortsetzung des Kampfes gegen organi­
sierte Kriminalität, Frauen- und Kinderhandel, Drogenhandel und 
Korruption; Gewährleistung einer besseren Koordination zwischen den 
für die Durchsetzung der Rechtsvorschriften zuständigen Behörden 

- weitere fortschreitende Angleichung der Visageserzgebung und -praxis
mir der der EU."

In den Fortschrittsberichten vom November 2000
54 nenr.t die Kommission 

verschiedene Verbesserungen in Polen und der Tschechischen Republik, kri­
tisiert aber in beiden Ländern weiterhin u. a. die mangelnde Effizienz von 
Justiz und Grenzkontrollen und der Bekämpfung von Korruption und 
Wirtschaftskriminalität. Zusammenfassend für alle Beitrittslände/5 schreibt 
die Kommission schlidWch: 

" Beicrirrsparmerschafr 2000, ABI. 1999 L 335/55, Grundverordnung: VO 622/98/EG, 
ABI. 1998 L 85/1. 
H Fonschrinsberichre (Fn. 29), jeweils Kapicel 24 mi( rund 8 Seicen Umfang. 
" Srracegiepapier (Fn. 29) 28.
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,,Im Bereich Justiz und Inneres wurden in den meisten Bewerberländern ste­
tige Fortschritte erzielt. In mehreren Ländern wurden neue Rechtsvorschrif­
ten über die Visumspflicht, die Asylpolitik und die Regeln über die Einwan­
derung von Bürgern aus Drittländern eingeführt. Mehr Aufmerksamkeit 
sollcc allerdings zum einen den Tätigkeiten an den Grenzen geschenkt wer­
den, wo noch viel zu tun bleibt, um sicherzustellen, dass die Kontrollen an 
den künftigen Außengrenzen der EU nach den Standards der Union erfolgt, 
und :mm anderen der rechtlichen Zusammenarbeit in Strafsachen, besonders 
der Bekämpfung der Korruption, wo neue Rechtsvorschriften und incerna­
tionale Übereinkommen in wirksame Verwalcungsmaßnahmen umgesetzt 
werden müssen. Ferner sind noch erhebliche Ansrrengungen erforderlich, 
um i;icherzustellen, dass der Besitzstand tatsächlich umgesetzt wird, wozu 
auch die Einsetzung spezialisierter Verwalcungsstellen und die Ausbildung 
der Beamten gehören. "56 

c) Grundprobleme

Abgesehen von solchen Einzelfragen, die auch in den Beiträgen dieses Ban­
des behandelt werden, treten bei der Erweiterung des Raumes der Freiheit, 
der �:icherheic und des Recht drei Grundprobleme auf, die wiederum mit 
seiner Komplexität zu cun haben. 

Räumlich kommen Ausnahmen nach dem Vorbild des Vereinigten König­
reich,�s oder Irlands zwar nicht in Frage, weil die Mitgliedstaaten, wie er­
wähne, in Art. 8 des Sehengen-Protokolls die vollständige Übernahme des 
Sehengen-Besitzstandes zur Beitrittsvorausseczung gemacht haben und sie 
auch für die anderen Teile des acquis erwarten. Schwierigkeiten gibt es aber 
deshdb, weil der Verlauf der von den neuen Mitgliedstaaten zu sichernden 

"' D,e Abmakrheir der Kommissionsprosa täusche leicht über die Relevanz der betroffenen
Bereic:1e. Als Gegengifr gut brauchbar sind z.B. die sehr konkreten und anschaulichen Refera­
te der deursch-polnischen Konferenz vom 16. bis 19. 5. 2000 in Posen z.ur Bekämpfung der 
Kriminalirät im Grenzgebiet, die z.B. über die Sraarsanwaltschaft beim OLG Dresden zu­
gärtglidi ,·inJ. Lu bilateralen Aspckren ,,gl. -auch Mn4lm1 Neue lnitiauveo zur Bekämpfung 
der O,g:u1isicrtcn Kriminalität in Deuts hland, 2FIS 1997, 134 (139 f.): Hilz, SichcrheitSpu­
lit.isch,· Kooperaliort zwisd1en Oeurschland, Polen und der rschechischen Republik, in.: 
Ne<1ss1Jtlt zduHilz (Hrsg.), Gre11züberschr�ire11Je Kooperation im l.lsdl hen Mim!leurop:i 
(1998;; de,,., DewscWaml und ,cim: Nachbarn i>olen und Tschechien. Regional� KMpern­
rion i,n Umwdtbcreich untl bei der Inneren icherhcir, Aus l'olirik und Zc:irgeschi Im: 
1999 II 3 , .:j'3 ( � ff): .ßqnima,111, Re hrsfragen pnli1.eilichcr Zusammi;:nnrbdr zwischen 
Sachsen und Polen sowie der Tschechischen Republik, in: Baldus/Soine (Hrsg.), Rechrspro­
bleme der inrernacionalen polizeilichen Zusammenarbeit (l999), 157. 
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Außengrenze der EU von der Beitrittsreihenfolge abhängig ist, diese aber 
noch nicht bekannr ist. So macht es etwa für die Anstrengungen, die Polen 
und die Tschechische Republik in dieser Hinsicht unternehmen müssen, 
einen entscheidenden Unterschied, ob die Slowakei zugleich mit ihnen Mit­
glied der EU wird. Das Beispiel zeigt auch das Spannungsverhältnis zwi­
schen der weiderholt bekräftigten offiziellen Position des Europäischen Ra­
tes, nach der jedes Landes nach seinen eigenen Fortschritten behandele wer­
den soll/7 und der Sachlogik des Erweiterungsprozesses. Zu bedenken isc da­
bei auch, dass die Abschottung der Außengrenze, die von den neuen Mit­
gliedstaaten verlangt wird, zu einer Behinderung des Austausches mit den 
später beitretenden Ländern und zur Zerschneidung traditioneller Wirt­
schafts- und Kulturräume führen kann - etwa zwischen der Tschechischen 
Republik und der Slowakei, zwischen Polen und der Ukraine, zwischen Un­
garn und den ungarisch besiedelten Teilen der Slowakei und Rumänien,'' -
was wiederum Sonderregelungen erfordert. 

Zeitlich besteht das Hauptproblem darin, dass sich der acquis des Raumes 
der Freiheit, der Sicherheit und des Reche als bewegliches Ziel darstellt.59 

Gerade in diesem Bereich hat in den letzten Jahren eine intensive Rechts­
entwicklung eingesetzt, deren zukünftiger Stand zum - ebenfalls noch nicht 
genau bekannten - Beitrittsdacum schwer abgeschätzt werden kann. Der 
Grundsatz der vollständigen und sofortigen Übernahme des acquis zum Bei­
trittszeitpunkt60 verlangt von den Kandidatenländern bis zu einem gewissen 
Grad die Vorwegnahme zukünftiger Entwicklungen in der Beitrittsvorberei­
tung. Zu beachten sind auch Übergangsfristen nach dem Beitritt: Für die 
Inkraftsetzung des Sehengen-Systems ist ohnehin ein eigener Ratsbeschluss 
erforderlich, der erst nach einer „Bewährungsfrisr" gefasst wird,6 1 und dazu 
kommen Übergangsvorschriften der Beitrittsverträge aufgrund der Verhand-

" Schlussfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rares in Luxemburg (Nr. 26); Cardiff 
(Nr. 63); Helsinki (Nr. 11); Feira (Nr. 15); Nizza (Nr. 5). 
" Dazu M. Hofoumn, in diesem Band; und z.B. Hitz (Fn. 56), 53; Ludwig, Angst vor einer 
neuen Mauer im Osten Polens, FAZ S. 7. 2000, 6; dm., Die Ukraine will nicht all$ Europa 
ausgeschlossen werden, FAZ 11. 10. 2000, 3; dm., Alles in Ordnung in Drohobyrsch, FAZ 
27. 12. 2000, 6; Troeb;c, Russinen, Lcmlcen, Huzulen und andere, FAZ 16. 1. 2001, 9.
" Vgl. dazu bc:,,ondcrs die Bcirrägc von Lüke und Anagnost in diesem Band.
" Vgl. z.B. Are. 2 der Beirrircsakre Ösrerreich, Schweden und Finnland, ABI. 1994
C 241/08.
" Gemeinsame Erklärung Nr. 1 zu Art. 139 des Schengener Durchführungsübereinkom­
mens, die nunmehr ihre Rechtsgrundlage gern. Ratsbeschluss ABI. 1999 L 176/17 in Art. 2 
Abs. 2 i. V. m. Are. 8 Sehengen-Protokoll hat. Beispiel: Beschluss der Rares über die lnkrafr­
serzung des Schengen-Bcsirzscandes in Dänemark, Finnland, Schweden sowie in Island und 
Norwegen, ABI. 2000 L 309/24 (mir Wirkung ab 25. 3.2001). 
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Jungen. Wenn nun, wie v. a. von Deutschland und Österreich gefordert,62 

die F1eizügigkeit des Binnenmarktes für die neuen Mitgliedstaaten hinausge­
schoben wird, dann muss auch geklärt werden, welche zeitlichen Folgen dies 
für die Übernahme der „flankierenden" Maßnahmen des Raumes der Frei­
heit, der Sicherheir und des Rechts, erwa die Personenkontrollen und Zu­
gangspolitiken, hat. 

Recht/ich ergeben sich Schwierigkeiten, weil weder der Umfang des einschlä­
gigen acquis noch die rechtliche Qualität vieler seiner Teile eindeutig fest­
steht. '·3 Im „Screening" und für den Überwachungsprozess wurden verschie­
dene, nicht veröffentlichte acquis-Listen verwendet, die sich nicht nur in der 
Aktualität, sondern auch inhalclich unrerschieden und dem Vernehmen 
nach Anlass zu Konflikten zwischen den zuständigen Kommissionsdienst­
stellen und Ratsarbeitsgruppen gaben. Zum Teil unklar bleibt vor allem, 
welche allgemeinen, d. h. nicht auf Mitgliedstaaten beschränkte, völker­
rechclichen Abkommen zum acquis der Raumes der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts gehören (oder schon zur Erfüllung der Voraussetzungen des 
Art. 49 i. V. m. Art. 6 Abs. 1 EUV ratifiziert werden müssen). Eine „ver­
bindliche", von allen als vollständig akzeptierte und veröffenclichte Liste ist 
bis heure nicht verfügbar. Jedenfalls aber bestehen große Teile 'einer solchen 
Liste aus „soft law", d. h. aus den in ihren rechclichen Wirkungen srrittigen 
Gemeinsamen Maßnahmen des alten Titels VI EUV'" und aus Akten ohne 
Fesclegung der Handlungsform, also z. B. Empfehlungen und Entschließun­
gen. Im Rahmen der Beitricrsvorbereicung scheine die unterschiedliche Bin­
dungswirkung dieser Instrumente keine große Rolle zu spielen. Nicht selbst­
verständlich, aber nach dem Beispiel der letzten Erweiterungsrund/5 zu er­
warten ist auch, dass die neuen Mitgliedstaaten die Pflicht zum Beitritt zu 
völkeirechclichen Übereinkommen trifft, die der Rat gern. K. 3 bzw. 
Are 3Li EUV zur Annahme empfohlen hat, und zwar auch dann, wenn sie 
nicht von allen Mitgliedstaaten ratifiziert wurden. Insgesamt entsteht daher 
der Eindruck, dass die alten Mitgliedstaaren von den neuen mehr verlangen, 
als si,: selbst erfüllen, und auf diese Weise die Erweiterung zugleich zur 
Vertiefung nützen - was nicht schlecht sein muss, aber unrer Transparenz­
und Legitimationsmängeln leider. 

" Zun Beispid FAZ 23.5.2000, 8, 29; 20.12.2000, 4; European Voice 18.5.2000, 2. 
"' Qa:m Anagnost, in desem Band; und Weinzierl, Was isc der acqttis commimautaire? Über­
legungen am Beispiel von J usciz und Innerem, in Vorbert:imng. 
"' Da:m z. B. Röben (Fn. 2), Are. 34 EUV Rn. 35 ff.
'' Vgl. Art. 3 Beicrimakce Öscerreich, Schweden und Finnland (Fn. 60).
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III. Die Beiträge dieses Bandes

Die folgenden Beiträge sollen einen Überblick über die Entwicklung des 
Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts in der EU und über die 
Vorbereitungen und Perspektiven der Beitrittsländer Polen und Tschechi­
sche Republik bieten. Die Fülle der Fragen wurde in die drei Themenberei­
che „Polizei und Srrafrecht", ,,Zivilrecht" und „Personenverkehr" gegliedert. 

Im ersten Teil berichtet zunächst Ewaid Wiederin über die polizeiliche Zu­
sammenarbeit in der EU. Dargestellt werden der neue institucionelle Rah­
men nach Amsterdam, die verschiedenen Felder der Zusammenarbeit und 
die Entwicklungsperspektiven. Im Mittelpunkt steht dabei Europol. Im An­
schluss daran greift Otto Lagodny einen zentralen Bereich der justitiellen Zu­
sammenarbeit in Strafsachen auf: das vom Rat den Mitgliedstaaten zur An­
nahme empfohlene Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Deutlich werden 
zum einen das „Vertragschaos", das die justitielle Zusammenarbeit in Straf­
sachen bestimme (und erschwert), zum anderen die tiefen Grundrechtsein­
griffe, die mit der Rechtshilfe verbunden sind und deren rechtsstaacliche 
Bewältigung auf internationaler Ebene große Schwierigkeiten bereitet. Die 
Beiträge von Pi!Jtr Kardas und Jan Musil schildern die umfangreichen gesetz­
geberischen und organisatorischen Aktivitäten Polens und der Tschechi­
schen Republik zur Anpassung an die Vorgaben der Union, vor allem zur 
Verstärkung der Grenzkontrollen und zur Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität. Interessant sind dabei auch die statistischen Daten zur Effi­
zienz der neuen Vorschriften, die sich bei Musil finden. 

Der zweite Teil beginnt mit einem Überblick von Wolfgang Lüke über die 
justirielle Zusammenarbeit in Zivilsachen. Bemerkenswert ist dabei der Er­
satz vertraglicher Instrumente durch gemeinschafcsrechcliche Verordnungen, 
den die EU-Organe mir groger Schnelligkeit in Angriff genommen haben. 
Der Beitrag schildert die bisherigen Ergebnisse dieses Prozesses, verschweigt 
aber auch nicht die Schwierigkeiten und Nachteile, die dieses Vorgehen mit 
sich bringt. In Polen und Tschechien dagegen ist die Rechtslage noch von 
völkerrechclichen Abkommen und dem autonomen internationalen Privat­
und Zivilverfahrensrecht geprägt, deren Darstellung im Mittelpunkt der 
Ausführungen von Wladislaw Czapli,iski und Jindfifka Munkovd stehen. 
Dabei zeigt sich auch, dass eine zufriedenstellende Praxis zwar z. T. durch 
die verfassungsrechtlichen Vorschriften über den Vorrang von völkerrechdi-
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chen Verträgen gegenüber entgegenstehendem nationalen Recht erleichtert 
wird - so in Polen -, aber in beiden Ländern noch durch Ausstatrungs- und 
Ausbildungsmängel der Justiz und die oft sehr lange Dauer von Verfahren 
behindert wird. 

Im dritten Teil schildert Rainer Hofmann zunächst die Beschleunigung und 
Intensivierung, die die gemeinsame Grenzkomroll-, Einwanderungs- und 
Asylpolitik in der EU seit der Einbeziehung von Sehengen und der Verge­
meinschaftung der entsprechenden Kompetenzen erfahren hat. Vieles ist 
hier noch im Fluss, doch zeichnet sich am Horizont u.a. ein unionsweit ein­
heidicher Status von Drittstaatsangehörigen ab. Stephan Anagnost berichtet 
dann aus eigener Erfahrung am Beispiel des länderübergreifenden, sehr auf­
wendigen PHARE-Asylprogramms, wie solche Hilfeleistungen funktionie­
ren und auf welche Schwierigkeiten die Vorbereitung in den Beitrittsländern 
stößr: Unter anderem machen die Unsicherheit über die relevanten EU­
Standards und ihre zukünftige Entwicklung, die mangelnden Koordination 
und der Wettbewerb zwischen Berarern und Helfern auf EU-Seite, die 
Fluktuation des Personals, mangelnde Sprachkenntnisse und Finanzressour­
cen und unzureichende politische Prioritätensetzung auf der Seite der Bei­
trittsländer die Anpassung sehr schwierig. Umso wichtiger sind die erzielten 
Erfolge. Die tiefgreifenden faktischen Veränderungen im Bereich des Perso­
nenverkehrs, die praktische Bedeutung der damit verbundenen Fragen und 
das neue Ausländer- und Asylrecht in der Tschechischen Republik sind 
schließlich Gegenstand des Beitrages von Mahulena Hofmann. 

Alle Beiträge geben den Stand der Entwicklung im Herbst 2000 wieder, 
bemühen sich aber auch um eine Vorausschau. Diese Einführung wurde 
Anfang 2001 abgeschlossen. Insgesamt liegt damit eine Zwischenbilanz vor. 
Eine Endbilanz des Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts wird 
es freilich nicht geben, weil er jeden Tag neu hergestellt werden muss. 
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